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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Im Jahr 2015 wurde der Co-Präsident der Unia, Renzo Ambrosetti, pensioniert. An der
Delegiertenversammlung der grössten Schweizer Gewerkschaft im Juni wurde die
bisherige Co-Präsidentin Vania Alleva mit klarer Mehrheit zur neuen, alleinigen
Präsidentin der Unia gewählt. Dass Alleva, die seit 2012 als Co-Präsidentin amtierte, das
Präsidium alleine übernehmen würde, kam insofern nicht überraschend als keine
Zweit- bzw. Gegenkandidatur vorlag. Allerdings ist ein Einzelpräsidium seit der Fusion
der beiden grossen Gewerkschaften GBI und SMUV zur Unia im Jahr 2004 ein Novum.
Bisher wurde die Gewerkschaftsleitung immer zwischen einem ehemaligen SMUV-
Vertreter und einem ehemaligen Mitglied des GBI aufgeteilt. Das Einzelpräsidium sei als
Zeichen zu verstehen, dass der Fusionsprozess nun abgeschlossen sei, hiess es seitens
der Unia. 1

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 20.06.2015
SAMUEL BERNET

Auch wenn die Schlussabstimmung betreffend die Parole des Schweizerischen
Gewerkschaftsbunds (SGB) zur Reform der Altersvorsorge 2020 letztendlich mit 98 zu
21 Stimmen deutlich zugunsten der AHV-Reform ausfiel, zeigte die
Delegiertenversammlung am 24. März 2017 eine Spaltung zwischen Deutschschweizer
und Westschweizer Gewerkschafterinnen und Gewerkschaftern. Über 30 SGB-
Delegierte äusserten sich vor der Parolenfassung; Hauptstreitpunkt war, ob die
Erhöhung der AHV um monatlich CHF 70 eine Erhöhung des Frauenrentenalters
rechtfertige. Solange die Frauen bei den Löhnen diskriminiert würden, dürfe das
Rentenalter nicht erhöht werden, lautete der Tenor bei vielen Delegierten aus der
Westschweiz. Ein Waadtländer Delegierter etwa warf SGB-Präsident Paul Rechsteiner
Verrat vor, weil sich der Gewerkschaftskongress 2014 in einer Resolution klar gegen
eine Erhöhung des Frauenrentenalters ausgesprochen habe. Unia-Präsidentin Vania
Alleva entgegnete, dass in der gleichen Resolution die Erhöhung der AHV-Renten
gefordert werde. Paul Rechsteiner strich die historische Dimension der Vorlage hervor:
«Zum ersten Mal seit 42 Jahren könnte eine Erhöhung der AHV-Rente Realität werden»,
zitierte ihn die Luzerner Zeitung. Die grosse Mehrheit der Delegierten war sich einig:
Würde die Vorlage abgelehnt, würde dies dem Arbeitgeberverband und den rechts-
bürgerlichen Parteien nützen, womit deren Forderungen wie Rentenalter 67 und
Rentenkürzungen Auftrieb erhielten, schrieb der SGB in einer Medienmitteilung. Dies
gelte es zu verhindern, weshalb diese «Kröte», wie der SGB die Erhöhung des
Frauenrentenalters bezeichnete, geschluckt werden müsse. Zusätzlich einigten sich die
Delegierten darauf, dass die Lohnungleichheit zwischen Mann und Frau «endlich
stärker bekämpft werden muss». Sie beauftragten den SGB, die Lancierung einer
Volksinitiative mit dem Namen «Schluss mit dem Lohnklau – Lohngleichheit
durchsetzen, aber subito!» zu prüfen. 2

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 25.02.2017
SAMUEL BERNET

Die Unia hatte in der ersten Jahreshälfte 2019 mit Intrigen und Mobbingvorwürfen zu
kämpfen, wie die Presse berichtete. Insbesondere die Regionalstelle Berner Oberland
geriet in den Konflikt mit der Zentrale in Bern. Auch an der Unia-Präsidentin Vania
Alleva wurde Kritik laut.

Erst hatte ein Gewerkschafter 2018 im Berner Oberland einem Mitglied ungefragt
Nacktbilder zugeschickt, worauf die Belästigte die Gewerkschaft damit konfrontierte.
Eine interne Untersuchung wurde 2019 abgeschlossen und ergab, dass ein solches
Fehlverhalten theoretisch die Auflösung des Arbeitsverhältnisses zur Folge hätte, die
Anschuldigungen aber auch unbegründet oder inszeniert sein könnten. Alleva hatte das
Gefühl, dass an der Sache etwas «lusch» sei, weshalb man auf eine Kündigung
verzichtete, so die Aargauer Zeitung Anfang April. Der Fall wäre eigentlich ein Fall für
eine Gewerkschaft, konstatierte die Zeitung weiter, hätte er sich nicht innerhalb einer
solchen abgespielt. Der beschuldigte Mitarbeiter kündigte letztlich freiwillig.
Doch das Berner Oberland kam damit nicht zur Ruhe: Dort suchten Alleva zusammen
mit Regionalpräsident Hans Ulrich Balmer  seit 2018 vergeblich die Nachfolge eines
zurückgetretenen Regionalleiters. Im April 2018 liess Balmer schliesslich Wahlen
durchführen, obwohl im Vorfeld keine Kandidaten und Kandidatinnen von der
zuständigen Kommission vorgeschlagen worden waren. Die Delegierten der Unia und
die nationale Geschäftsleitung distanzierten sich daraufhin von der Wahl und

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 17.05.2019
CHRISTIAN GSTEIGER
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akzeptierten diese nicht: Die beiden ungültig gewählten Funktionäre wurden ihres
Amtes wieder enthoben, die nationale Geschäftsstelle ernannte Giuseppe Reo als
Übergangsleiter im Oberland. Dieser Disput vertiefte die Gräben zwischen Bern und
Thun: «Wer ihnen nicht passt, wird eliminiert», kritisierte Balmer in der Berner Zeitung
die Unia-Führung. Nach über zehn Jahren im Amt wurde Balmer an der
Delegiertenversammlung im April 2019 in Thun schliesslich abgewählt; dieser sprach
darauf von einem «Putsch gegen die Demokratie» und meinte, die Delegierten seien im
Vorfeld «gezielt ausgewechselt» worden.
Nach der Abwahl Balmers war in der Gewerkschaft die Rede von Mobbing, doch als
Alleva in einem Interview im April mit dem Vorwurf konfrontiert wurde, stellte sie klar,
eine externe Kommission habe den Fall untersucht und befunden, «dass kein Mobbing
vorlag». Für Balmer war dies typisch: Untersuchungen «gehen fast immer zugunsten der
nationalen Führung um Vania Alleva aus», selten zugunsten der Mitarbeiter. Balmer,
aber auch andere Mitarbeitende, warfen den «Gewerkschaftsbossen» in Bern
wiederholt vor, die Unia in eine «straff geführte Organisation» umbauen zu wollen.
Der Unmut über die kritisierten Zustände bei der Unia fand am 1.-Mai-Umzug seinen
Höhepunkt: Einige «Unia-Separatisten» marschierten in Basel getrennt vom offiziellen
Umzug, darunter auch Balmer, um gegen die Führung um Alleva zu demonstrieren: Man
attestierte ihr Macht- und Geldgier, einen «nordkoreanische[n] Führungsstil» und zog
Parallelen zu Sekten wie Scientology. Irgendwann sei dann der Protest aber von den
lauten Gewerkschafterinnen übertönt worden, welche auf den Frauenstreiktag im Juni
aufmerksam machten und, wie sie sagten, «dieser Machoszene» keinen Raum geben
wollten. Die Unia, so resümierte die Presse, sei am für sie wichtigsten Datum im Jahr,
dem Tag der Arbeit, mit sich selbst beschäftigt gewesen. 
Alex Zeller, Mitglied des Zentralvorstands, teilte indes das Unbehagen der
Demonstrierenden und forderte an der Vorstandssitzung Ende Mai schliesslich den
Rücktritt Allevas: Es brenne bei der Unia, die Arbeitsbedingungen seien schlecht,
Sozialleistungen gekürzt und der Kündigungsschutz aufgeweicht worden. Der Fisch
stinke vom Kopf, weshalb Alleva gehen müsse. Soweit kam es aber nicht, denn diese
genoss nach wie vor Rückhalt in der Gewerkschaft. Alleva verwies zudem darauf, dass
sich die Führung stets korrekt gemäss den Statuten verhalten habe.

Dass aber Unstimmigkeiten zwischen der Gewerkschaftsbasis und der Führung
vorhanden seien, zeigten nicht zuletzt die sinkenden Mitgliedszahlen, wie die Medien
analysierten: Von einst über 200'000 Mitgliedern im Jahr 2005 waren es noch 193'000
im Jahr 2019. 3

Die Gewerkschaft Unia forderte wenige Tage nach dem Beschluss der
ausserordentlichen Massnahmen zur Eindämmung des Coronavirus im März 2020
auch striktere Massnahmen für Industrie und Gewerbe. Wie die Unia-Chefin Vania
Alleva in einem Interview mit dem «Blick» mitteilte, fordere sie, wie dies in den
Kantonen Genf und Tessin bereits umgesetzt worden sei, landesweit eine Schliessung
von Baustellen und von Betrieben, welche die geltenden Abstands- und
Hygienemassnahmen nicht ausreichend durchsetzen können. Denn während etwa ein
Banker im Homeoffice arbeiten und dadurch die vom Bund empfohlenen Hygiene- und
Abstandsregeln gut einhalten könne, so Alleva, müssten Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer in der Industrie, im Detailhandel und im Gewerbe oder auf dem Bau
weiterhin ungeschützt ihrer beruflichen Tätigkeit nachgehen. Die Situation sei
tatsächlich paradox, meinte auch der Blick: Stünden drei Bauarbeiter nach Feierabend
auf der Strasse, ohne die geltenden Abstandsregeln einzuhalten, drohe ihnen eine
Busse – auf der Baustelle hingegen nicht. Längerfristig zielte die Forderung der Unia
darauf ab, dies teilte Alleva gegenüber dem Tages-Anzeiger mit, dass die
Arbeitgebenden nachhaltige und wirksame Schutzkonzepte erarbeiten sollen, um trotz
Pandemie den Arbeitsbetrieb aufrechterhalten zu können. Damit sollten letztlich
Entlassungen verhindert und ein Umgang mit der Krise gelernt werden.

Die Forderung der Unia, Gewerbe und Industrie weitgehend vorübergehend stillzulegen,
war umstritten: Der Tages-Anzeiger etwa fragte Alleva, ob sie «wahnsinnig» geworden
sei, und warf ihr vor, die Unia – auch Betreiberin der grössten Arbeitslosenkasse der
Schweiz – wolle doch nur von den Folgen der Krise profitieren. Mit den Bundeskrediten
zur Unterstützung der Wirtschaft wolle sie ferner der freien Marktwirtschaft den Garaus
machen, um den sozialistischen Traum einer reinen Staatswirtschaft wahr zu machen,
mutmasste die Zeitung weiter. Alleva tat diese doch happigen Vorwürfe aber als
«infame» und «völlig realitätsfremde» Unterstellung ab. Die Unia sei daran interessiert,
dass die Wirtschaft nach der Krise wieder in Schwung komme und niemand unter die
Räder gerate.

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 15.04.2020
CHRISTIAN GSTEIGER
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Rückendeckung erhielt Alleva von SGB-Präsident Pierre-Yves Maillard. Dieser sprach
sich nicht für einen totalen Shutdown aus, betonte aber, dass die Gesundheit der
Arbeitnehmenden Priorität haben müsse. Die Diskrepanz zwischen den geltenden
Regeln im Privatleben und im Berufsleben sei nicht hinnehmbar, so Maillard gegenüber
dem «Blick». 4

1) NZZ, 13.6.15; SoZ, 14.6.15; BZ, 22.6.15
2) Medienmitteilung SGB; Unia, Subito-Initiative; LZ, TA, 25.3.17; NZZ, 20.1.18
3) AZ, 6.4.19; BZ, 8.4.19; BZ, BaZ, TA, 9.4.19; SGT, 13.4.19; AZ, 14.4.19; SGT, 1.5.19; AZ, SGT, 2.5.19; AZ, SGT, 18.5.19
4) Blick, 23.3., 24.3., 25.3.20; TA, 28.3.20; TG, 16.4.20

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22 3


